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Liebe Kolleginnen und 
Kollegen,

die Personalratswahlen haben statt-
gefunden und die neuen Personalräte 
haben sich konstituiert. An dieser Stelle 
möchte ich allen danken, die sich neben 
ihrer Alltagsarbeit bereit erklärt hatten, 
als Wahlvorstand oder Wahlhelfer zum 
Gelingen der Wahl beizutragen. Sicherlich 
keine einfache Aufgabe, da eine Wahl an 
klare Vorgaben, Abläufe und Fristen ge-
bunden ist. Ein hohes Maß an Sorgfalt 
und Fachwissen sind bei den Mitgliedern 
der Wahlvorstände dringend erforderlich. 
All dies Wissen mussten die Kolleginnen 
und Kollegen sich aneignen, um für uns 
eine ordnungsgemäße Wahl durchzufüh-
ren. Dafür ganz herzlichen Dank.

Im Zusammenhang mit der Wahl 
möchte ich aber natürlich ebenfalls al-
len danken, die unsere GdP unterstützt 
haben. Vorgesehen war die Wahl schon 
für Mai 2020. Pandemiebedingt wurde 
die Wahl jedoch um ein Jahr verschoben. 
Schon weit im Vorfeld hatten wir uns in 
der Arbeitsgruppe Personalratswahl 2020 
Gedanken gemacht, wie man erfolgreich 
wirbt und eine Wahlkampagne zeitge-

mäß und gut begleitet. Ich denke wir wa-
ren breit aufgestellt und haben unseren 
Kolleginnen und Kollegen ein vielfältiges 
Spektrum unserer Tätigkeiten in der Ver-
gangenheit und unsere Forderungen für 
die Zukunft präsentiert. Neben der Print-
werbung haben wir auch kurze Videos für 
die sozialen Medien erstellt, um dadurch 
unsere jüngeren Kolleginnen und Kollegen 
zu erreichen, die verstärkt die Informati-
onsplattform Internet benutzen. Auch 
hier sei das professionelle Handeln beim 

Erstellen der Videos von den Akteuren mit 
einem großen Lob erwähnt.

Aber wo es Gewinner gibt, gibt es auch 
Verlierer. Leider war die Wahlbeteiligung 
im gesamten Hessenland nicht zufrie-
denstellend. Eine Aufarbeitung und Ana-
lyse findet momentan noch statt und ist 
auch dringend geboten. Ob nur die Schuld 
bei der Politikverdrossenheit oder der 
Coronapandemie zu suchen ist, werden 
die Analysen zeigen. Persönlich bin ich 
der Überzeugung, dass in naher Zukunft 
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schon eine starke Gewerkschaft und auch 
ein starker Personalrat gefordert werden. 
Gott sei Dank sinken momentan landes-
weit die Inzidenzzahlen und die eingefro-
rene Welt taut langsam wieder auf. Ganz 
wichtig für unsere Kinder, dass der Schul-
alltag zurückkehrt, Geschäfte und Gast-
ronomie wieder öffnen und dass die Wirt-
schaft wieder floriert. Jedoch müssen die 
angefallenen Kosten der Pandemie wieder 
ausgeglichen werden und sicherlich wird 
man den „Gürtel wieder enger schnallen“ 
wollen. Deshalb gilt es vorbereitet zu sein. 
Tarifverhandlungen stehen vor der Haus-
tür und werden uns sicherlich einiges 
abverlangen. Aber nicht nur die Bezah-
lung, sondern auch die Attraktivität un-
seres Berufes, Entwicklungsmöglichkeiten 
innerhalb der Polizei für unsere jungen 
Kolleginnen und Kollegen Anhebung der 
Stellen im höheren Dienst, um überhaupt 
eine Entzerrung nach oben zu erreichen 
und damit Aufstiegsmöglichkeiten zu 
bieten, sind nur einige Beispiele. Nicht 
zu vergessen sind unsere Tarifbeschäf-
tigten. Sind alle Arbeitsplatzbeschreibun-

gen aktuell und stimmig mit der Realität 
und den tatsächlichen Arbeitsprozessen? 
Wäre nicht eine höhere Eingruppierung 
in der Entgeltordnung die Folge? Also wie 
wir sehen, werden wir uns nicht im Stuhl 
zurücklehnen können, sondern wir müs-
sen mit einer starken Gewerkschaft und 
der Rückendeckung aller Mitglieder für 
unsere Interessen agieren. Dafür bin ich 
mit meinen Kolleginnen und Kollegen der 
GdP in der Personalratswahl angetreten. 
Wir werden unser Bestes geben, schön 
wäre, wenn Ihr uns dabei unterstützt und 
uns in der kommenden Legislaturperiode 
den Rücken stärkt. Denn - #wirhandeln 
- war nicht nur der Slogan der Wahl, son-
dern hat auch nach der Wahl Bestand und 
wir werden das auch in Eurem Interesse 
tun. 

LG und kommt gesund durch die Pan-
demie.	 n

Karsten Bech
BZG Vorsitzender OH
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Der Konflikt um die Erweiterung der A 49
Immer wieder die gleichen Probleme - Das Los des Rechtsstaats!
Nichts hat sich geändert; es wie-
derholt sich stets von neuem. Das 
Geschehen rund um die Rodung des 
Geländes für den Weiterbau der A49 
– wenn auch bei weitaus kleinerem 
Aufkommen der Protestierer und 
geringerer Intensität der jeweiligen 
Tathandlungen – gleicht dem Muster 
früherer Ereignisse. Dazu müssen wir 
uns nur die Geschehnisse zwischen 
1970 und 1990 beim Bau von Atom- 
und Wiederaufbereitungsanlagen in 
Grohnde, Kalkar, Wackersdorf und 
bei der Errichtung der Startbahn 
West des Frankfurter Flughafens in 
Erinnerung rufen.

Im Mittelpunkt der Bewältigung sol-
cher Lagen stand und steht immer wieder 
die Polizei. Sie trifft nach wie vor das un-
abänderliche Los des Rechtsstaates. Ihre 
Aufgabe ist es, auf der einen Seite die 
legitimen Interessen der politischen Ent-
scheidungsträger und die des Bauträgers 
durchzusetzen, der zumeist eine letztins-
tanzliche gerichtliche Entscheidung zu 
seinen Gunsten benötigt, um sein Vorha-
ben umsetzen zu können. 

Auf der anderen Seite obliegt es ihr, 
die Ausübung der Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit (Art. 8 und 5 GG) der 
Protestierer angemessen zu berücksichti-
gen. Dabei gerät sie in aller Regel in eine 
nicht zu beneidende Sandwich-Position. 
Rechtstheoretisch bestehen bis dahin kei-
nerlei Probleme. Diese werden erst viru-
lent, wenn sich die Protestierer nicht an 
das grundrechtlich vorgegebene Fried-
lichkeitsgebot und Waffenverbot (Art. 
8 GG) und an die Regeln des Versamm-
lungsgesetzes halten. 

Genau damit wurde die Polizei wäh-
rend der Rodungsarbeiten zur Erweite-
rung der A 49 konfrontiert. Eine amorphe, 
aber gleichgesinnte unbestimmte Men-
ge militanter Natur- und Klimaschützer 
nahm für sich in Anspruch, ihre eigenen 
verqueren Vorstellungen über Recht und 
Gesetz durchzusetzen. 

Dabei scheuten sie nicht davor zu-
rück, Aktionsformen zu wählen, die jegli-
che Grenzen des Erlaubten überschritten. 
Sei es, dass sie Baumhäuser errichteten, 
Baumaschinen besetzten und beschädig-
ten, Teile des Rodungs- und Baugeländes 
okkupierten, sowie offen oder aus dem 
Hinterhalt heraus die Einsatzkräfte mit 
Steinen und Fäkalien bewarfen, oder gar 
mit Zwillen und Pyrotechnik beschossen. 

Nicht viel anders sind ihre konzer-
tierten Abseilaktionen an den Autobahn-
brücken in Hessen und in anderen Bun-
desländern einzuordnen, die erkennbar 
dazu dienten, die eigenen zwanghaften 
Vorstellungen, nur auf diese Weise die 
Natur schützen und damit den Bau einer 
Autobahn verhindern zu können, durch-
zusetzen. 

Dass sie bei alledem nicht nur die 
institutionelle Rolle der Polizei, sondern 
auch die Würde der Polizistinnen und Po-
lizisten missachteten, sei nur ergänzend 
festgestellt. 

Augenscheinlich vergaßen sie dabei, 
dass sie es sind, die zu allererst die Polizei 
rufen, wenn Sie deren Schutz benötigen. 

Art und Umfang der unerträglichen, 
rechtswidrigen Aktivitäten rund um die 
Rodungen des Geländes für die A 49 sind 
eindrucksvoll aus etlichen Beiträgen der 
Polizeireports der GdP sowie aus der Pres-
severöffentlichung des Polizeipräsidiums 
Mittelhessen v. 9.12.2020 zu entnehmen. 

Daraus ergibt sich, dass Polizeibeam-
tinnen und -beamten gezwungen waren, 
unter Inkaufnahme erheblicher Gefahren 
in schwindelerregenden Höhen Baum-
häuser zu räumen und zu beseitigen und 
darüber hinaus eine Vielzahl von Ermitt-
lungsverfahren gegen die Ausbaugegner 
eingeleitet werden mussten. 

Insgesamt – so der Bericht – habe 
es im Zusammenhang mit den Protesten 
über 1.550 Ordnungswidrigkeiten und 
450 Straftaten gegeben – davon 46 Fälle 
von Landfriedensbruch, 41 Sachbeschädi-
gungen – unter anderem durch Brandstif-
tung, sechs Fälle von Zerstörungen wich-
tiger Arbeitsmittel und 39 gefährliche 
Eingriffe in den Straßenverkehr, sowie 
65 Widerstandshandlungen und tätliche 
Angriffe gegen Kolleginnen und Kollegen. 

In zwei Fällen seien wegen des Ver-
dachts der versuchten Tötung zum Nach-
teil von Polizeibeamten Ermittlungsver-
fahren eingeleitet worden. Dabei wurden 
noch nicht alle „Abseilaktionen“ von den 
Autobahnbrücken erfasst. 

Deren strafrechtliche Einordnung 
als Nötigung (§ 240 StGB) bzw. gefähr-
lichen Eingriff in den Straßenverkehr (§ 
315b StGB) bereiteten einiges juristi-
sches Kopfzerbrechen. Nach anfänglichen 
Zweifeln gelangte die Staatsanwaltschaft 
Gießen für ihren Bereich – wie später 
ohne Verzug die Strafverfolgungsbehör-
den von Frankfurt/M und Wiesbaden für 
ihre Regionen – zu der Bewertung, dass 
ein solcher Tatverdacht anzunehmen sei. 

Damit lösten sich die Irritationen auf, 
die die eingesetzten Kolleginnen und Kol-
legen ob der anfänglichen zögerlichen 
Bewertung der Gießener Staatsanwalt-
schaft erfasst hatte. 

Wie auch immer: Wer sich mit den 
einschlägigen StGB-Kommentierungen 
zu den vorgenannten Tatbeständen be-
fasst, erkennt, dass sie keine einfachen 
Lösungen anbieten. Beleuchtet man die 
Frage, ob die Abseilaktionen von den 
Brücken über die Autobahnen das Tatbe-
standsmerkmal <Gewalt> im Sinne der 

„
Insgesamt habe es im Zusam-

menhang mit den Protesten über 
1.550 Ordnungswidrigkeiten und 450 
Straftaten gegeben – davon 46 Fälle 
von Landfriedensbruch, 41 Sachbe-

schädigungen – unter anderem durch 
Brandstiftung, sechs Fälle von Zerstö-
rungen wichtiger Arbeitsmittel und 39 
gefährliche Eingriffe in den Straßen-
verkehr, sowie 65 Widerstandshand-
lungen und tätliche Angriffe gegen 

Kolleginnen und Kollegen.“
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Nötigung (§ 240 StGB) erfüllte, so stößt 
man auf vielfältige juristische Feinziselie-
rungen. 

Mit Blick auf die Frage, wann Ver-
kehrsblockaden Nötigungen darstellen, 
setzte das BVerfG mit seinen Entschei-
dungen von 1995, 2001 und 2011 der 
Diskussion ein Ende. Es stellte fest, dass 
Blockaden, die lediglich auf psychischen 
Zwangswirkungen beruhen, nicht das 
Mittel der Gewalt umfassen. 

Gewalt sei erst anzunehmen, wenn 
sie sich in physischem Zwang äußere (vgl. 
detailliert Bernhardt in: Deutsche Polizei 
2/2020, 16). 

Ob die Staatsanwaltschaften mit ih-
ren Anklagen wegen Nötigungen durch 
die Abseilaktionen Erfolg erzielen werden, 
hängt schlussendlich von der Beurteilung 
der unabhängigen Gerichte ab. 

Nichts anderes gilt auch für den 
Nachweis des gefährlichen Eingriffs in 
den Straßenverkehr in der höchst aus-
legungsbedürftigen Fassung des § 315b 
Abs. 1 Ziff. 3 StGB. Bei dieser Gelegenheit 
sei es zum wiederholten Mal erlaubt, die 
überhöhte rechtstheoretische Einordnung 
der Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG) 
zu hinterfragen, die sich quer durch die 
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte 
zieht (vgl. Bernhardt in Deutsche Polizei 9 
und 10/2019). 

Das gilt im vorliegenden Fall auch für 
das VG Kassel (Beschluss vom 29.10.2020 
- 6 L 1989/20.KS) und die bestätigende 
Entscheidung des Hessischen VGH (Be-
schluss vom 30.10.2020 - 2 B 2655/20). 
Zu Recht weisen beide darauf hin, dass 
das Selbstbestimmungsrecht des Ver-
anstalters insbesondere den Anspruch 
umfasst, über den Ort der Versammlung 
bestimmen zu können (vgl. bereits den 
„Brokdorfbeschluss“,  BVerfGE 69/315). 

Daraus lässt sich jedoch nicht zwin-
gend ableiten, dass eine Bundesautobahn 
„grundsätzlich“ auch als Versammlungs-

ort in Betracht kommt. Folgt man den 
entgegenstehenden vielfältigen Veröf-
fentlichungen und Kommentierungen, so 
erfasst die straßen- und wegerechtliche 
Widmung der Autobahnen vorrangig den 
überörtlichen Schnellverkehr. Damit wird 
auf den Autobahnen – von stringenten 
Ausnahmen abgesehen – das Versamm-
lungsrecht prinzipiell ausgeschlossen. 

Die gerichtlichen Hinweise auf das 
ortsbezogene Selbstbestimmungsrecht 
des Veranstalters waren aber schon 
deshalb unnötig, weil sie damit erstens 
verstärkt das Begehren zukünftiger Pro-
testierer weckten, Autobahnen für Ver-
sammlungszwecke nutzen zu dürfen und 
zweitens, weil sich die Gerichte letztlich 
– lebensnah – dazu entschlossen, die vor-
gesehene Fahrraddemonstration auf der 
nutzbaren Strecke der A49 für unzulässig 
zu erachten, da dort an einem Freitag-
nachmittag ein sehr hohes Verkehrsauf-
kommen herrsche und mit erheblichen 
Staus sowie mit dem Eintritt von Unfall-
risiken zu befürchten seien (vgl. ebenfalls 
OVG Schleswig-Holstein vom 11.12.2020 
– 4 MB 47/20). 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, Sie alle – ob aus Hessen, den übrigen 
Bundesländern oder von der Bundespoli-
zei – hatten bei diesem Einsatz zweifellos 
eine schwere Bürde zu tragen. Dass sie 
dabei den Spagat zwischen Deeskalati-
on und konsequenter Durchsetzung Ihrer 
Aufgaben mit Bravour schafften, nötigt 
uns allen Hochachtung ab. 

Diesem Lob schließe ich mich aus-
drücklich an – als einer der letzten ver-
antwortlichen Führungskräfte, die die 
Einsatzprobleme beim Bau der Startbahn 
West zwischen 1981 und 1987 bis zur Tö-
tung zweier Kollegen und der Verletzung 
von sechs Kollegen hautnah erlebten. 

Damals hatten wir zweifellos nicht 
mit der Vielzahl detaillierter rechtlicher 

Hürden zu kämpfen, die die heutigen po-
lizeilichen Führungskräfte aller Ebenen 
fast nur noch überwinden können, wenn 
sie alle juristischen Ecken und Kanten an-
tizipiert und verinnerlicht haben. 

Der solidarischen Abstellung von Ein-
satzkräften unserer Behörden sowie des 
Bundes und der Länder gilt ebenso gro-
ßer Dank. Der schließt auch die Gießener 
Staatsanwaltschaft ein, die nach letzten 
Erkenntnissen schlussendlich das PP MH 
bis heute vorbildlich mit juristischem Rat 
unterstützt. 

Die Anerkennung gilt auch den Feu-
erwehren, dem THW sowie dem DRK und 
„last but not least“ natürlich der politi-
schen Führung der Hessischen Polizei. 
Andreas Grün, unser Landesvorsitzender 
der GdP, hatte dort frühzeitig die Gele-
genheit wahrgenommen, sich für Ihre Be-
lange einzusetzen. 

Hessen scheute letztlich keine Mühen, 
um Sie alle angemessen unterzubringen 
und persönlich und technisch so auszu-
statten, dass Sie ihre Aufgaben zu erfül-
len vermochten. 

Jetzt bleibt nur zu hoffen, dass in den 
nächsten Jahren das Personal aller Basis-
Dienststellen weiter verstärkt wird, um 
damit u.a vergleichbare Lagen ohne we-
sentliche Einbußen im alltäglichen Dienst 
und die übermäßige Produktion von Über-
stunden bewältigen zu können. 

Genauso dürfen Sie erwarten, dass die 
Gerichte und Bußgeldbehörden die straf- 
und ordnungswidrigen Verstöße so sank-
tionieren, dass die Betroffenen zu spüren 
bekommen, was es bedeutet, Recht und 
Gesetz zu missachten. 

Daran schließt sich gleichermaßen die 
Hoffnung an, dass alle Störer nachdrück-
lich für die Kosten herangezogen werden, 
die durch polizeiliche Ersatz- oder Selbst-
vornahmen (§ 49 HSOG) entstanden. Un-
recht darf sich keinesfalls lohnen!!!        
Heinrich Bernhardt, Polizeipräsident a.D.

Bilderabfolge im Uhrzeigersinn
(links oben beginnend):
Auseinandersetzungen um 

•	 WAA Wackersdorf - 1986
•	 AKW Grohnde - 1977
•	 KKW Wyhl - 1976
•	 Startbahn 18 West - 1981Bilder: Archiv dpa
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jens mohrherr neuer gdp-landesvorsitzender

ein interview mit dem seit 31. märz amtierenden landeschef der gdp

Seit 31. März bis du Landesvorsitzender 
der hessischen GdP. Was hat sich nach 
wenigen Wochen im neuen Amt geän-
dert?

Einiges, aber nichts Grundsätzliches! 
Ich habe zuvor eng mit meinen beiden 
Amtsvorgängern Grün und Bruchmüller 
als ein Stellvertreter zusammengearbei-
tet. 

Nachdem ich 2010 im Oktober den 
Vorsitz im HPR der Polizei übernehmen 
durfte, hatten wir regelmäßig Fach- und 
Sachthemen beratend abgestimmt. 

Als GdP-Vorsitzender hat man kein 
Einzelticket gezogen – es ist immer eine 
Gesamtleistung des Vorstands, die hof-
fentlich gute Ergebnisse bringen. 

Selbstredend sind auch unsere Per-
sonalräte eng mit einzubeziehen. Rück-
blickend kann ich sagen, dass der Part 
des Landesvorsitzenden eine enorme 
Bandbreite erfordert, die im Alleingang 
schwerlich abgedeckt werden kann.

Welche gesellschaftliche Herausforde-
rung hat das Corona–Jahr mit sich ge-
bracht?

Spätestens seit der Corona-Demo in 
Kassel steht auch die hessische Polizei im 
Brennpunkt. 

Kritikpunkt Nummer eins: 
bei Querdenker-Demos laufen Tau-

sende Menschen ohne Maske und ohne 
Abstand auf. Polizei schaut zu oder weg. 
Warum sorgen die Einsatzkräfte nicht für 
die Einhaltung der Corona-Beschränkun-
gen? 

Warum werden keine Personalien auf-
genommen und keine Anzeigen erstattet? 

Aber auch Lagen wie in Leipzig, Stutt-
gart und anderswo in Deutschland sind 
Brennpunkte. 

Vorneweg: die Polizei schaut nicht 
weg. Die Einsatzverantwortlichen und die 
Kräfte bereiten jeden Einsatzanlass akri-
bisch vor. Das war bereits vor der Pande-
mie so. 

Der Lagebewertung bei der Demons-
tration in Kassel gingen Verbotsverfü-
gungen des Verwaltungsgerichts voraus. 
Diese wurden final vom Hessischen Ver-
waltungsgerichtshof gekippt. 

Das ist für die Polizei nichts Neues. 
Erteilte Auflagen durch den VGH werden 
dann in die Einsatztaktik mit aufgenom-
men. Wir erkennen an, dass die Gerichte 

dem Demonstra-
tionsrecht einen 
hohen Stellenwert 
einräumen. 

Aber: die Rich-
ter müssen, insbe-
sondere bei ihren 
zu treffenden Ent-
scheidungen zu De-
monstrationen ge-
gen den Staat und 
damit die Corona-
Verordnungen, die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit und 
welche Straftaten begangen wurden bzw. 
welche Gefahr von den Demonstrations-
teilnehmern für die Allgemeinheit ausge-
gangen sind, viel stärker berücksichtigen. 

Regelmäßig werden doch Aufla-
gen wie das Tragen eines Mund-Nasen-
Schutzes „völlig ignoriert“ und andere 
Menschen dadurch gefährdet.

Welchen Eindruck gewinnt der „normale 
Bürger“, wenn er die Szenerie wie in Kas-
sel an den Bildschirmen sieht? Schont 
die Polizei „Maskenverweigerer“?

Verstöße gegen die Coronaverordnung 
wurden und werden grundsätzlich konse-
quent verfolgt und geahndet. 

Einen Platz mit tausenden Menschen 
kann man aber nicht in letzter Konse-
quenz mit Schlagstöcken oder Wasser-
werfern räumen, weil diese keinen Mund-
Nasen-Schutz tragen. 

Der Einsatz muss verhältnismäßig 
sein, das hat Verfassungsrang. Im Rahmen 
der Verhältnismäßigkeit muss abgewogen 
werden, wie der Einsatz abzulaufen hat 
und welche Mittel eingesetzt werden. 

Nur ist es doch so, dass ein Teil un-
serer Gesellschaft die Corona-Pandemie 
in allen Facetten leugnet. Wenn sich aber 
durch Demonstrationen in Kassel oder 
anderswo in der Bundesrepublik die In-
fektionszahlen nach solchen exorbitant 
erhöhen, schadet das doch der gesamten 
Zivilgesellschaft.  

Hier sind die Gerichte mit in der 
Pflicht, ihre sorgfältigen Prüfungen auf 
ein mögliches Demonstrationsverbot 
auch auf die Erfahrungen der jüngsten 
Vergangenheit zu stützen. 

Auch die Versammlungsbehörden tun 
gut daran, eine Sorgfaltsprüfung vorzu-
nehmen. Letztlich stehen meine Kollegin-

nen und Kollegen doch immer im Brenn-
punkt. 

Nichts und niemandem ist es doch 
Recht zu machen, wenn vorgefertigte 
Meinungen manifestiert sind. Wir halten 
uns an die verfassungsmäßigen Aufgaben, 
nicht mehr und nicht weniger. Klar ist 
aber auch, dass der Staat keine Schwäche 
zeigen sollte.

Geht die Polizei mit „Querdenkern“ an-
ders um als mit anderen Protestgrup-
pen?

Der Rechtssaat kapituliert nicht vor 
den sog. „Querdenkern“. 

In vier Bundesländern werden diese 
QD Organisationen bereits vom Verfas-
sungsschutz beobachtet. Wie es hier bun-
desweit weitergeht, hängt auch von einer 
Einschätzung des BfV ab. 

Unsere Einsatzleiterinnen und Ein-
satzleiter beurteilen die Lage und treffen 
ihre Entscheidungen nach rechtsstaatli-
chen Erwägungen. Sollte im Vorfeld dazu 
nachrichtendienstliche Erkenntnisse ge-
nutzt werden können, sind diese mit ein-
zubeziehen. Von einer „passiven Herange-
hensweise“ per se zu sprechen ist m.E. so 
nicht richtig.

 
Die Einsatzstrategie im Dannenröder 
Forst war anders, oder?

Vorweg: Meine Kolleginnen und Kol-
legen haben den Spagat zwischen Dees-
kalation und konsequenter Durchsetzung 
ihrer Aufgaben mit Bravour gemeistert!

Rückblick: Im Zeitraum von 1970 bis 
1990 bei den bundesweiten Einsatzmaß-
nahmen, z.B.  bei der Errichtung der AKW 
Kalkar, Wackersdorf und der Startbahn 
West, können Parallelen gezogen werden. 

Die anstehenden Lagebewältigungen 
oblagen und obliegen der Polizei. Das 
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zugegebenermaßen manchmal harte Los 
des Rechtsstaats. 

Einerseits müssen die durch obers-
te Gerichte manifestierten Beschlüsse 
durchgesetzt werden, andererseits müs-
sen die nach dem Versammlungsgesetz 
legitimierten Grundrechte wie Meinungs-
freiheit und Versammlungsfreiheit ange-
messen berücksichtigt werden. 

Man kann sagen, dass sich die Poli-
zei meistens in einer „Sandwich-Position“ 
befindet. 

Bei den Einsatzmaßnahmen im Dan-
nenröder Forst war eine ganz andere 
Lage, als beispielsweise bei den Corona-
Demonstrationen zu bewerten. Der Bau 
einer Bundesautobahn in der heutigen 
Zeit wird doch zurecht innerhalb der Be-
völkerung kontrovers gesehen. 

Insgesamt hat es beim Ausbau der 
BAB 49 1550 Ordnungswidrigkeiten und 
450 Straftaten gegeben, davon 46 Fälle 
von Landfriedensbruch, 41 Sachbeschädi-
gungen. Auch durch Brandstiftung. 

39 gefährliche Eingriffe in den Stra-
ßenverkehr, sowie 69 Widerstandshand-
lungen und tätliche Angriffe gegen Po-
lizeibeschäftigte. In zwei Fällen wurde 
wegen des Verdachtes der versuchten Tö-
tungen gegen Polizeibeamte ein Ermitt-
lungsverfahren eingeleitet. 

Dass die Polizei gezwungen war, un-
ter Inkaufnahme erheblicher Gefahren in 
schwindelerregenden Höhen Baumhäuser 
zu räumen, muss vorangestellt werden. 

Wenn Menschen in Tripods in Höhen 
bis zu 50 Metern sitzen, kann die Polizei 
nicht einfach die „Kettensägen“ ansetzen. 
Deeskalation, Kommunikation und An-
sprache der Waldbesetzer war das geeig-
nete Mittel, um weitestgehend dem nicht 
immer friedlichen Protest zu begegnen. 

Jede polizeiliche Aktion wird heute mit-
gefilmt und gepostet. Was macht das 
mit Polizisten?

Meine Kolleginnen und Kollegen ha-
ben eine hohe Medienkompetenz und 
wissen, damit umzugehen. 

Kompetenz bedeutet auch zu ertra-
gen, wenn andere provozieren und dabei 
filmen! Aber ich möchte ganz klar zum 
Ausdruck bringen: 

Kein Beruf steht so im Fokus, wie der 
des Polizeibeamten. Wie unter dem Mi-
kroskop fühlen sich meine Kolleginnen 
und Kollegen, wenn das polizeiliche Ge-
genüber mit dem Smartphone in der Hand 
mitfilmt. 

Wir sind professionell genug, damit 
umzugehen. Wir wissen, dass ohnehin 
Gegner des Rechtsstaats die Polizei als 
willkommenen Prellbock für ihre Gewalt 

sehen. Kurzerhand werden in den sozialen 
Medien Ausschnitte präsentiert, die Poli-
zeigewalt darstellen sollen. 

Wir lassen uns nicht beeinflussen, wir 
setzen mit legitimen Mitteln das um, was 
der Rechtsstaat dafür vorsieht. Die Par-
lamente kontrollieren die Verwaltungen, 
darunter fällt auch die Polizei. 

Die Gerichte kontrollieren Parlamente 
und Verwaltungen. Natürlich, unsere Kol-
leginnen und Kollegen greifen in Grund-
rechte ein. 

Sie tragen somit eine hohe Verant-
wortung gegenüber den Bürgern und dem 
Rechtsstaat. Und es ist richtig, dass ein 
womöglich unverhältnismäßiger polizeili-
cher Einsatz unabhängig untersucht wird. 

Diese notwendige Kontrollfunktion 
üben die Gerichte aus. Meine Kolleginnen 
und Kollegen werden häufig in und durch 
Einstellungen im Internet und in den so-
zialen Medien angefeindet. Nur wenige 
außerhalb der Polizei können nachfühlen, 
wenn Polizeibeschäftigte übermüdet und 
ausgelaugt zusammenbrechen, verletzt 
werden oder gar im Einsatz sterben, wenn 
bei „normalen“ Familienstreitigkeiten auf 
einmal Messer im Spiel sind, wenn soge-
nannte Antifaschisten „Feuer und Flamme 
für diesen Staat“ und „Deutsche Polizis-
ten-Mörder und Faschisten“ skandieren. 

Und dann auch noch in Schutz ge-
nommen werden, wenn an Hauswänden 
in zahlreichen deutschen Kommunen 
„ACAB“-Schmierereien zu sehen sind, 
wenn bei Fußballeinsätzen Ultras und 
Hooligans auf die Polizei einschlagen, 
wenn Aufmärsche rechtsradikaler Grup-
pierungen und Parteien zu begleiten sind 
und man sich die unerträglichen, men-
schenfeindlichen Parolen anhören muss.

Während man gleichzeitig mit „Deut-
sche Polizisten schützen die Faschisten“ 
vom „linken“ Klientel beschimpft wird, 
wenn Familienclans Kolleginnen und 
Kollegen beobachten und ihnen offen 
drohen, wenn Drogendealer Polizeikräfte 
anspucken oder kratzen … und so weiter…

Polizei im Fokus – wie kommt die Polizei 
als Organisation vielleicht zur Ruhe?

Gerade vor dem Hintergrund der ge-
fahrengeneigten Tätigkeit als Polizist und 
den jüngsten Ereignissen in Berlin, Frank-
furt und anderswo zum 1. Mai wünsche 
ich mir, dass die Gewalt gegen die Kolle-
ginnen und Kollegen aufhört. 

Der Frust vieler Menschen in unserer 
Gesellschaft, der sich auch und gerade 
durch Corona aufgestaut hat, darf sich 
nicht permanent an uns entladen! 

Politische Konzepte müssen her, an-
statt sich mit „Kandidatinnensuchen“ in 

Bund und in den Bundesländern für wich-
tige politische Ämter selbst zu lähmen! 

Lange zuvor war der Druck nicht mehr 
so hoch in unserer täglichen Arbeit, wie 
jetzt. Macht die Polizei Fehler, findet sie 
keine Rückendeckung. 

Das Ausrufen einer neuen Fehlerkultur 
mittels einer Mail an alle Polizeibeschäf-
tigten durch den Innenminister war ein 
Bärendienst, den es nicht gebraucht hätte! 

Fehlverhalten einzelner schaden der 
Gesamtorganisation und sind nicht tole-
rabel! Schön wäre es aber, diese Fehlver-
halten auch auf Einzelne zu beziehen und 
nicht die „Gießkanne zu nehmen“ und die 
Integrität der hessischen Polizei in Frage 
zu stellen. 

Die hessische Polizei braucht inno-
vative, mutige und in Ihrer Arbeit freie 
Führungskräfte, die mit Empathie, Fach-
wissen und Kompetenz andere mitneh-
men. Fehler sind dabei auch entschuldbar 
– und vor allen Dingen auch zuzulassen! 

Ich bin überzeugt, dass nur so eine 
professionelle moderne Polizeiarbeit dau-
erhaft Früchte tragen kann.                        

Jörg Thumann, Peter Wittig,
Jens Mohrherr

Jens Mohrherr wurde 1967 im mittel-
hessischen Biedenkopf geboren, wo er 
auch zur Schule ging und Abitur ge-
macht hat. 

1987 begann er die Ausbildung bei der 
Polizei in Kassel im mittleren Dienst. 
1993 führte ihn das Studium zum ge-
hobenen Dienst erneut nach Kassel 
und Lich. Danach wurde er Einheits-
führer einer Einsatzeinheit in Lich. 
Im Jahr 2000 wechselte er in einen 
Planungsstab zur Neuorganisation In 
Wiesbaden. Von 2001 bis 2004 war er 
Erster Sachbearbeiter in einer polizeili-
chen Pressestelle

 Gewerkschaftlich kam er über die Ar-
beit in der JUNGEN GRUPPE und Ver-
trauensmann, und wurde dann Lan-
desjugendsprecher von 1992 – 2002. 
1996 erfolgte die Wahl zum stellver-
tretenden Bundesjugendvorsitzenden, 
dessen Vorsitz er von 2000–2002 
übernahm. Im Landesbezirk Hessen er-
lebte er in unterschiedlichen Funktio-
nen vier Landesvorsitzende. 

 Personalrätlich aktiv war er in unter-
schiedlichen Funktionen, zuletzt zehn-
einhalb Jahr Vorsitzender des Haupt-
personalrates der hessischen Polizei. 

 Er ist verheiratet (kinderlos) und seit 
zwei Jahrzehnten Wahl-Wiesbadener. 
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Stern TV-Honorar für hessische Polizeistiftung

jens mohrherr in prominenter runde im rtl magazin - live und in farbe

Nach den umstrittenen Einsatzge-
schehen in Kassel und in anderen 
deutschen Großstädten war der me-
diale Aufschlag grenzenlos. Talk-
shows, Bilder in den Nachrichten-
sendungen zur besten Sendezeit und 
Social Media Kanäle waren voll von 
meinungsbildenden Informationen. 
Polizei schreitet nicht ein, lässt 
Querdenker gewähren, hat zu wenige 
Kräfte im Einsatz, und und und…

Viele davon gingen unter die Gürtel-
linie der im Brennpunkt stehenden Poli-
zeikräfte, die jedes Wochenende bis zur 
totalen Erschöpfung bemüht sind, zusätz-
liche Einsatzmaßnahmen zum ohnehin 
arbeitstäglichen belastenden Dienst in 
der Corona–Pandemie zu bewerkstelligen. 

Keine Frage, auch wir haben Angst 
vor Infektionen im Dienst. Das Impftempo 
schützt uns noch längst nicht alle. Dazu 
kommen erschreckende Nachrichten aus 
den weltweiten Corona–Brennpunkten 
Südamerika, Indien und anderswo. 

Unser Dienstherr weigert sich beharr-
lich, im Dienst infizierte Corona–Anste-
ckungen als Dienstunfälle anzuerkennen. 

Ein Musterprozess läuft bereits vor 
dem Verwaltungsgericht in Wiesbaden 
und die zuständige Behörde, das Regie-
rungspräsidium in Kassel, versucht mit 
juristischen Spitzfindigkeiten die Rechts-
lage durchzudrücken. Auf Kosten unserer 
Kolleginnen und Kollegen sowie deren Fa-
milienangehörigen.

Am späten Vormittag des 18. März 
erreichte mich der Anruf der Redaktions-
leitung von Stern TV im Büro. Besteht bei 
der GdP Hessen Interesse, einen Vertreter 
in unsere Sendung zu schicken? 

Vor dem Hintergrund der laufenden 
Briefwahlen und eine Woche vor der vir-
tuellen Beiratssitzung der Landes-GdP 
war klar: das machen wir! Mit Blick auf 

die Vorbereitung der Briefwahlunterlagen 
am 31. März bedeutete mir der damals 
amtierende Landesvorsitzende Andreas 
Grün: das machst du!

Klar, mache ich und startete sofort 
die Informationssammlung zum Einsatz-
geschehen in Kassel, das so hohe Wellen 
verursachte, dass selbst das bundesweit 
ausgestrahlte Live-Magazin Stern TV da-
für Sendezeit vorsah. Gewinnbringend 
war die Autofahrt von Wiesbaden in die 
Kölner Metropole, hatte ich doch mehr 
als ausreichend Zeit, mittels Freisprech-
einrichtung eingehend mit beteiligten 
am Einsatzgeschehen zu sprechen, sowie 
einige andere Recherchen abzuschließen. 

Dass der Moderator von Stern TV ein 
„Kasseläner Junge“ ist, war mir zumindest 
neu. Das Eintreffen in den Kölner Studios 
war für 20:00 Uhr vorgesehen. 

Bevor es in die Studiogarderobe ge-
hen konnte, waren ein negativer Corona 
Schnelltest und eine anstehende Ak-
kreditierung die Hürden, die es noch zu 
meistern galt. In einem Vorgespräch, das 
wird im Übrigen mit jedem Studiogast 
gemacht, konnte ich Steffen Hallaschka 
noch Grüße von Sebastian Schubert (KG 
Wiesbaden) überbringen, der seiner Zeit 
bei Hallaschkas Tante Religionsunterricht 
genoss. 

Leider hatten an diesem Abend auch 
die politisch Verantwortlichen in Berlin 

einiges mitzuteilen, so dass sich der Auf-
tritt immer wieder zeitlich nach hinten 
verschob. Um 22:45 Uhr war es dann so-
weit. Auf dem Weg ins Studio lief bereits 
der „Einspieler“ vom Einsatzgeschehen in 
Kassel“, der dann auch die Grundlage für 
die Diskussionsrunde darstellte. 

Mit Prof. Hendrik Streeck und „Doc 
Caro“, alias Carola Holzner, saßen zwei 
Talk-Show erprobte Wissenschaftler und 
Fachleute mit auf dem Podium. Übrigens 
waren auch die beiden geschockt vom 
„Einspieler“ und von den unflätigen Be-
schimpfungen, die wir Polizeibeschäftigte 
immer wieder im Dienst ertragen müssen. 

Die Zeit verging wie im Flug und vie-
le Menschen haben danach unmittelbar 
anerkennende Worte für die geäußerten 
GdP-Statements geäußert. 

In den frühen Morgenstunden kam 
ich dann wieder wohlbehalten im hei-
matlichen Wiesbaden an, um einiges an 
Erfahrung reicher, aber überzeugt davon, 
meinen Kolleginnen und Kollegen einmal 
mehr Gesicht und Stimme verliehen zu 
haben. 

Die Gage für den Auftritt habe ich 
gerne umgehend nach Erhalt an die Hes-
sische Polizeistiftung gespendet, sie soll 
denjenigen von uns zu Gute kommen, die 
nicht immer auf der Sonnenseite des Le-
bens stehen.                                          

Jens Mohrherr

Shot: Stern-TV
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// Senioren //

Forderungen zur Bundestagswahl 2021

// 15

Am 26. September 2021 sind wieder 
Bundestagswahlen. Zum zwanzigsten 
Mal können die wahlberechtigten Bür-
gerinnen und Bürger ihre Vertreter/Par-
tei für den Bundestag wählen. Wir kön-
nen stolz sein, dass Jede/r in unserem 
Land sein Wahlrecht frei und geheim 
ausüben kann und muss nicht, wie in 
anderen Ländern Repressalien fürchten, 
wenn man nicht mit der Meinung der 
Herrschenden übereinstimmt. 

Jede Stimme zählt bei uns gleich viel, 
egal wo wir unser „Kreuzchen“ machen. 
Eins sollte jedoch für jeden von uns Ver-
pflichtung sein: Wählen gehen! Denn nur 
wer wählt bestimmt die Politik unserer 
Republik mit.

Die für den 20. Bundestag sich bewer-
benden Politiker und Parteien haben im 
Vorfeld Wahlprogramme veröffentlicht, 
in dem man nachlesen kann, welche po-
litischen Ziele verfolgt werden sollen und 
was man als Partei umsetzen möchte, so-
fern man Regierungsverantwortung vom 
Wähler übertragen bekommt. 

Zugegeben es ist schon mühselig  sich 
durch die verschiedenen Wahlprogram-
me zu kämpfen, aber es lohnt sich. Nur 
so kann man mit ruhigen Gewissen seine 
Stimme der Partei, dem Politiker geben, 
der meine Interessen am nachhaltigsten 
vertritt.

Eines sollte, muss klar sein. Politische 
Extreme, egal ob rechts oder links, soll-
ten nicht die Chance bekommen Regie-
rungsverantwortung zu übernehmen. Sie 
wollen i.d.R nicht unser demokratisches 
System sprichwörtlich nach vorne brin-
gen, sondern im Sinne ihrer Gesinnung 
nachhaltig verändern.

Jede Stimme zählt!
Die Senior*innen sind ein Teil der 

Gesellschaft – mit allen Rechten und 
Pflichten. Sie sind eine aktive Gruppe, die 
sich verstärkt ins gesellschaftliche Leben 
einbringen will. Von ihrem Wissen, ihrer 
Erfahrung, ihren Fähigkeiten und ihrem 
Willen, sich freiwillig in gesellschaftli-
chen Aufgaben zu engagieren, profitiert 
die Gesellschaft schon jetzt und wird dies 
in Zukunft umso mehr tun.

Der Anteil der älteren Generation wird 
in Deutschland in den nächsten Jahrzehn-
ten immer größer. Das resultiert sowohl 

aus den geburtenstarken Jahrgängen von 
1955 bis 1969 als auch aus der Tatsache, 
dass die Menschen in der Bundesrepublik 
Deutschland immer älter werden. 

Diese Entwicklung stellt Gesellschaft 
und Politik vor große Herausforderungen, 
die mit und nicht nur für die älteren Men-
schen bewältigt werden müssen. Es müs-
sen die gegenseitigen Wechselwirkungen 
zwischen den Generationen zugunsten 
eines modernen Altenbildes berücksich-
tigt werden. Alter ist jedoch meist nega-
tiv belegt und steht dem Bild des jungen, 
aktiven, agilen, flexiblen Menschen ent-
gegen. Nicht zuletzt leisten ältere Men-
schen, insbesondere Frauen einen großen 
gesellschaftlichen Beitrag durch unsicht-
bare und kostenlose Pflegearbeit von An-
gehörigen, aber auch in Institutionen in 
Milliardenhöhe. 

Der DGB-Arbeitskreis Senioren (www.
dgb.de/senioren) und die BAGSO (www.
bagso.de) haben sich Gedanken gemacht 
und Forderungen aufgestellt, was sie von 
den Parteien für die kommende Bundes-
tagswahlperiode erwarten. Sie wurden im 
Vorfeld bereits den Parteien übermittelt, 
damit diese entsprechend Berücksichti-
gung finden können.

Gesetzliche Verankerung der Senio-
renmitwirkung auf Bundesebene

Als Teil der Gesellschaft, mit allen 
Rechten und Pflichten ist es aus unserer 
Sicht für den demokratischen Zusammen-
halt der Gesellschaft notwendig ist, dass 
ihre Interessen von ihnen selbst und mit 
ihnen stärker zu berücksichtigen sind. Die 
demokratische Teilhabe der Seniorinnen 
und Senioren ist daher gesetzlich zu re-
geln. Politische Entscheidungen sollten 
nicht ohne die Mitwirkung und Mitge-
staltung dieses Bevölkerungsanteils ge-
troffen werden und eben so wenig, ohne 
deren besondere Bedürfnisse zu berück-
sichtigen. 

Wir fordern:
•	Auf Bundesebene die Schaffung einer 

Rahmengesetzgebung, die die Grund-
züge der Seniorenbeteiligung auf 
Landes- und kommunaler Ebene regelt.

•	 Ebenso fordern wir die Zusammenfas-
sung und Auswertung der Altenberichte 
und Schlussfolgerungen der Ergebnisse 
für die Unterstützung auf Landes- und 
kommunaler Ebene. Hierzu bedarf es 

einer zweckgebundenen finanziellen 
Förderung für die Landes- und kommu-
nale Ebene.

•	Nicht vergessen werden darf die Förde-
rung von Projekten der Seniorenarbeit 
und -beteiligung, sowie von Veröf-
fentlichungen, die sich dem Thema 
Seniorenbeteiligung widmen. 

Altersdiskriminierung
Die ältere Generation gilt in Teilen als 

kaufkräftige Zielgruppe („Silver Econo-
my“). Jedoch erhalten Menschen in Ren-
te und Pension schwieriger einen Kredit, 
müssen höhere Versicherungsprämien 
zahlen oder werden bei der Vergabe von 
Wohnungen und bei verschiedenen Eh-
renämtern benachteiligt. 

Wir fordern:
•	Wir fordern daher eine Änderung des 

Allgemeinen Gleichbehandlungsgeset-
zes (AGG). Hierdurch soll der Diskrimi-
nierungstatbestand aufgrund des Alters 
aufgenommen werden, um Altersdiskri-
minierung wirksam zu bekämpfen und 
entsprechende Kontroll- und Sankti-
onsmöglichkeiten zu haben.

•	Wir fordern weiterhin eine Änderung 
des Grundgesetzes und die Erweite-
rung um das Diskriminierungsmerkmal 
„Alter“ in Artikel 3, Abs. 3.

Digitalisierung – Digitalpakt für  
Ältere

Mit der Digitalisierung wandelt sich 
auch der Alltag älterer Menschen. Bereits 
heute umfasst dies z. B. die Umstellung 
auf digitale Verwaltungsakte, Onlineban-
king... Die Digitalisierung befindet sich 
derzeit auf dem Weg in eine erweiterte 
Anwendung, der sogenannten künstli-
chen Intelligenz, die in alle Lebensberei-
che eindringt. Kein Individuum und keine 
gesellschaftliche Gruppierung kann sich 
dieser Tatsache entziehen. Die Nutzung 
im persönlichen Lebensbereich kann 
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persönlich entschieden werden, ist aber 
kaum beherrschbar und zu kontrollieren. 

Wir fordern:
•	Wir brauchen daher ein Recht auf ein 

Leben ohne Internet: Analoge Zugänge 
und Angebote wie z.B. bei Behördenan-
gelegenheiten, Fahrscheinkauf, Bank-
geschäften und vielem mehr, müssen 
weiterhin ohne Nachteile – wie erhöhte 
Servicegebühren – verfügbar sein.

•	 Insbesondere die Pandemiesituation 
hat gezeigt, dass ältere Menschen noch 
immer vom digitalen Leben abge-
schnitten sind. Wir fordern daher einen 
Digitalpakt für ältere Menschen. 

•	Auch in den Bereichen Gesundheit und 
Pflege werden digitale Anwendungen 
zunehmend wichtiger. Die Telemedi-
zin entwickelt sich rasant weiter und 
basiert auf der Datenübertragung via 
Internet. Diese digitalen Technologien 
dürfen immer nur unterstützend bzw. 
ergänzend eingesetzt werden, niemals 
jedoch als Ersatz für Personalstellen 
gelten.

Mobilität
Menschen im Alter haben beson-

dere Anforderungen an Mobilität. Viele 
würden im Alter gerne auf den eigenen 
PKW verzichten, haben jedoch kein ver-
lässliches und auf ihre Bedürfnisse abge-
stimmtes Angebot im Öffentlichen Perso-
nennahverkehr. 

Um die Mobilität älterer Menschen 
zu erhöhen ist ein konsequenter Ausbau 
des ÖPNV erforderlich. Durch spezielle 
Senioren*innen-Tickets ist ein, dem Ren-
tenniveau angepasstes und dadurch be-
zahlbares Beförderungsentgelt einzufüh-
ren. Zeitliche Einschränkungen darf es bei 
der Nutzung nicht geben. Darüber hinaus 
muss in Kommunen mit guter ÖPNV-Ver-
sorgung Parkplätze zur Anbindung an den 
ÖPNV geschaffen werden. Die anschlie-
ßende Nutzung des ÖPNV muss dadurch 
entgeltfrei sein.

Wir fordern: 
•	Mehr Mitsprache bei Ausschreibun-

gen von Verkehren durch öffentliche 
Seniorenmitwirkungsgremien, um die 
Anforderungen an öffentliche Mobilität 
passgenauer auf die Zielgruppe der 
Senior*innen abzustimmen.

•	 Parkplätze für Menschen mit Versor-
gungsausweis oder Rentenausweis, 
insbesondere zur Anbindung an den Öf-
fentlichen Personennahverkehr. Diese 
sollen analog zu speziellen Parkplätzen 
für Behinderte und Frauen entstehen, 
um Wege einfacher und zugänglicher 

zu machen.
•	Verwendung öffentlicher Gelder zur 

Schaffung von bezahlbaren, bzw. 
kostengünstigen Verkehrsangeboten, 
wie Seniorentickets oder sogenannten 
1-Euro-Tickets. Diese Tickets dürfen 
keine zeitliche Beschränkung auf be-
stimmte Uhrzeiten beinhalten.

Wohnen im Alter
Ältere Menschen sind von den Ver-

werfungen auf dem Wohnungsmarkt 
besonders betroffen. Viele müssen durch 
gekürzte Renten und Versorgung sowie 
gebrochene Erwerbsbiografien mit wenig 
Geld im Alter auskommen. Die Versorgung 
mit bedarfsgerechtem Wohnraum in einer 
lebenswerten Wohnumgebung ist vieler-
orts gefährdet. Betroffen sind sowohl 
Menschen, die zur Miete wohnen als auch 
Eigentümerinnen und Eigentümer.
•	Wir brauchen daher dringend gesetzli-

che Rahmenbedingungen für bezahlba-
re Mieten.

•	Auch die Förderung von altersgerech-
tem Wohnungsneubau und Umbau 
ist auszuweiten. Die Rückbaupflicht 
für barrierefreie Mietwohnungen ist 
abzuschaffen (§ 554 a BGB) und die 
kontinuierliche Förderung von gemein-
schaftlichen Wohnformen wie bspw. 
Mehrgenerationenwohnen, Wohnge-
meinschaften und betreutes Wohnen 
im Rahmen eines Bundesprogramms. 

Innere Sicherheit
Der grundgesetzliche Anspruch auf 

sicheres Leben in der Bundesrepublik ist 
insbesondere für ältere Menschen von 
elementarer Bedeutung. Gerade ältere 
Menschen werden verstärkt Opfer von 
Straftaten. Gezielte Präventionsprogram-
me und polizeiliche Beratungsstellen 
müssen für diese Aufgaben auf- bzw. 
ausgebaut werden. Ein weiterer Schwer-
punkt der polizeilichen Beratung müssen 
die Straftaten im Zusammenhang mit 
dem Internet sein (z.  B. Identitätsdieb-
stahl im Netz).

Die Programme müssen bundesein-
heitlich gestaltet und umgesetzt werden 
um den Nutzern einheitliche Informati-
onsplattformen zu bieten. Der in der po-
lizeilichen Beratung bestehende föderale 
Flickenteppich muss vermieden werden.

Verbraucherschutz
Die Altersphase der Menschen hat 

sich zeitlich ausgedehnt. Dadurch sind die 
Konsuminteressen und -bedürfnisse älte-
rer Menschen differenzierter als früher. 

Ältere Menschen haben daher besondere 
Schutzbedürfnisse aufgrund ihrer unter-
schiedlichen Lebensverhältnisse vor allem 
in den Bereichen Vorsorge, Umgang mit 
Internet und PC, ärztliche Versorgung 
(Über- und Unterversorgung) und Pa-
tientenrechte, Verbraucherrechte bzgl. 
Lebensmittel und Ernährung, Sicherheit 
im Alltag, Schutz vor Betrug, Eigentums-
delikten und Gewalt, Barrierefreiheit im 
Alltag (Wohnen, ÖPNV, Schriftgrößen ..), 
Schutz vor überteuerten Pflegeeinrich-
tungen, Versicherungen etc.

Wir fordern deshalb eine Verbraucher-
schutzberatung als kommunale Pflicht-
aufgabe in jeder Kommune, um nahe bei 
den Menschen zu sein. Ebenso müssen 
Verbraucherzentralen eine kostenlose und 
umfassende Beratung in allen Bereichen 
zum Schutz der älteren Menschen leis-
ten können. Und: Die zum Schutz älterer 
Menschen notwendigen Rechtsnormen in 
verschiedenen Gesetzen müssen in einem 
Verbraucherschutzgesetz für ältere Men-
schen zusammengefasst werden und ver-
ständlich kommentiert werden.

Bildung und Kultur
Eine solidarische Gesellschaft bie-

tet allen einen unbeschränkten Zugang 
zu Bildung und Kultur, unabhängig vom 
Lebensalter und vom sozialen Status. Le-
benslanges und lebensbegleitendes Ler-
nen darf kein Schlagwort bleiben.

Wir setzen uns daher für den bedarfs-
gerechten Ausbau von Bildungsangebo-
ten an Hochschulen, Weiterbildungsein-
richtungen, in Mehrgenerationenhäusern 
und sonstigen Bildungseinrichtungen ein. 
Der Zugang zum Senior*innenstudium soll 
uneingeschränkt und bundesweit möglich 
sein.

Darüber hinaus bedarf es spezieller 
Seniorenangebote bei Mobilitäts-, Bil-
dungs- und Kulturangeboten, z.B. durch 
Seniorentickets. Mit der Einführung der 
Rente mit 67 und dem schleichenden 
weiteren Absinken des Rentenniveaus 
verlieren immer mehr Senior*innen die fi-
nanzielle Möglichkeit, sich z.B. am kultu-
rellen Leben zu beteiligen. Der Besuch von 
Veranstaltungen wie Theater oder Kino 
wird für viele unerschwinglich teuer und 
die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
wird aus finanziellen Gründen nicht mehr 
möglich.

Eine solidarische Gesellschaft bie-
tet allen einen unbeschränkten Zugang 
zu Bildung und Kultur, unabhängig vom 
Lebensalter und vom sozialen Status. Le-
benslanges und lebensbegleitendes Ler-

// Senioren //
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nen darf kein Schlagwort bleiben. Bildung 
und lebenslanges Lernen bilden Grundla-
gen für ein gesundes, langes und erfülltes 
Leben und verstärken Engagement und 
gesellschaftliche Teilhabe. 

Daher ist es von wesentlicher Bedeu-
tung, dass Lernen nicht mit dem Ende der 
Berufstätigkeit aufhört, sondern Angebo-
te für ältere Menschen in allen Phasen 
ihrer zu gestaltenden Lebenszeit wie auf-
geführt (Seniorenpolitische Eckpunkte) 
angeboten werden. 

Der Einsamkeit im Alter entgegen 
wirken

Einsamkeit ist ein vielschichtiges Phä-
nomen mit unterschiedlichsten Ursachen. 
Vor allem ältere Menschen sind betroffen 
und brauchen Unterstützung. Insbeson-
dere im sehr hohen Alter kommt es zu ei-
nem Anstieg der Einsamkeit. Frauen sind 
durch ihre höhere Lebenserwartung stär-
ker betroffen als Männer.

Insbesondere bei Älteren über 80 Jah-
ren besteht ein deutlich höheres Risiko 
einer sozialen Isolation, wenn multiple 
Problemlagen dazu kommen, die Einsam-
keit und soziale Isolation begünstigen 
oder auslösen können. Dazu gehören zum 
Beispiel Schicksalsschläge, Erkrankungen, 
abnehmende körperliche Mobilität, man-
gelnde Mobilitätsangebote, zunehmende 
Altersarmut oder Migrationshintergrund. 
Betroffene brauchen daher Unterstüt-
zung, um aus ihrer Vereinsamung und aus 
sozialer Isolation herauszufinden. Ein-
samkeit zu verhindern, ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe.

Wir fordern daher Begegnungsstät-
ten, die über ausreichend und nachhaltig 
finanziert werden und durch hauptamt-
liche Mitarbeitende unterstützt werden. 
Oftmals sind es ehrenamtliche Initiativen, 
die Seniorencafés oder Freizeiteinrichtun-
gen für ältere Menschen betreiben. Kurze 
Finanzierungszusagen behindern langfris-
tige Perspektiven für diese Einrichtungen 
und sind bei Einsparungen in der Kommu-
ne als erstes vom Rotstift betroffen. 

Ebenso brauchen wir flächendecken-
de Beratungs- und Anlaufstellen für 
Senior*innen nach dem Vorbild der Quar-
tiersbüros. Durch den demographischen 
Wandel und örtlich weit verstreute Fa-
milien, werden zukünftig mehr Menschen 
im Alter auf Begegnungsstätten angewie-
sen sein als heute, daher braucht es eine 
langfristige Perspektive. 

Wir fordern daher ein Bundespro-
gramm zur Sicherstellung der Begeg-
nungsstätten in allen Landkreisen und 

deren Weiterfinanzierung durch Länder, 
Städte und Kommunen. 

Den Sozialstaat sichern und ausbauen
Die Herausforderungen für die sozia-

len Sicherungssysteme sind gerade auch 
durch die Corona-Krise groß. Ihre lang-
fristige Leistungsfähigkeit und ihr hohes 
Leistungsniveau können nur durch soli-
darische Lösungen garantiert werden. Das 
zeigt sich besonders deutlich bei der ge-
setzlichen Rente. Die Erfahrungen in der 
Corona-Krise haben deutlich gemacht, 
dass die fortschreitende Ökonomisierung 
und Privatisierung tiefe Spuren im Sozi-
alstaat und bei der öffentlichen Daseins-
vorsorge hinterlassen haben. Ungleich-
heit und Spaltung wurden befördert, die 
Versorgungssicherheit der Menschen hat 
über die Jahre gelitten. Die Beschäftig-
ten etwa im Gesundheitswesen, in den 
Bildungsbereichen und in der Pflege von 
Kranken und Älteren brauchen gute Löh-
ne und Arbeitsbedingungen.

Und es wird deutlich mehr Personal 
benötigt. Es reicht nicht aus, wenn die 
Politik den vorwiegend weiblichen Be-
schäftigten für ihren tagtäglichen Einsatz 
applaudiert. Personenbezogene Dienst-
leitungen müssen endlich aufgewertet 
werden.

Gesundheitliche Daseinsvorsorge 
muss sich vor allem nach den Bedarfen 
der Versicherten und der Beschäftigten 
richten. Das Streben nach Renditen muss 
künftig ausgeschlossen werden, wo es 
um das höchste menschliche Gut, die Ge-
sundheit geht.

Die gesundheitliche Prävention muss 
gezielt ausgebaut werden. Präventions-
maßnahmen dürfen keine Altersgrenzen 
haben und müssen auf die medizinischen 
Bedürfnisse aller Lebensalter abgestimmt 
sein. Das Präventionsgesetz muss daher 
konsequent umgesetzt werden und dem 
Grundsatz „Prävention und Reha vor und 
bei Pflege“ folgen. 

Mehr in Anspruch genommen werden 
sollte dabei unbedingt die Pflegeberatung 
nach §7b, SGB XI. Pflegepersonen haben 
zudem einen Rechtsanspruch auf Entlas-
tung durch Kuren oder stationäre Reha-
Maßnahmen. Dieser Anspruch muss von 
den Reha-Kliniken umgesetzt werden, in-
dem sie Betten dafür vorhalten.

Die Zuzahlung für Arzneimittel muss 
gesetzlich gedeckelt werden. Ebenso for-
dern wir den ermäßigten Steuersatz von 
sieben Prozent für alle frei zugänglichen 
Arzneimittel, Hilfs- und Heilmittel. So 
werden auch die Ausgaben der Kranken-

kassen gesenkt. Ein einheitlicher Mehr-
wertsteuersatz ist ungerecht, gerade vor 
dem Hintergrund, dass Tierfutter oder 
Schnittblumen unter den ermäßigten 
Satz fallen, Medikamente dagegen nicht. 
Das muss geändert werden.  Zudem müs-
sen Arzneimittel geschlechtergerecht ge-
prüft werden, dabei sind Nebenwirkungen 
nach Geschlecht sowie Alter aufzulisten.

Zur Absicherung im Alter fordern wir 
ein gesetzliches Rentenniveau von min-
destens 48 Prozent, das in einem weiteren 
Schritt angehoben werden soll auf etwa 
50 Prozent – ohne dass die Regelalters-
grenze angehoben wird. 

Zudem soll zur Erleichterung für 
Senior*innen die Steuerabführung künftig 
direkt durch die Rentenversicherungsträ-
ger erfolgen und bundesweit die Möglich-
keit einer vereinfachten Einkommensteu-
ererklärung unter Berücksichtigung von 
steuerlich absetzbaren Kosten geschaffen 
werden.

Wie viel von der Rente besteuert wird, 
wird individuell bis zum Lebensende in 
Form eines feststehenden Freibetrags in 
Euro und Cent festgeschrieben. Dieser 
Freibetrag erhöht sich durch die jährli-
chen Rentenanpassungen nicht mit. Da-
durch fallen Rentenerhöhungen 1:1 in 
die Steuerpflicht, wenn der steuerliche 
Grundfreibetrag überschritten ist, und 
werden dadurch geschmälert. Der indivi-
duell festgelegte steuerfreie Rentenfrei-
betrag muss deshalb entsprechend der 
jährlichen Rentenanpassung dynamisiert 
werden.

Fazit

Die vorgenannten Forderungen sind 
nicht abschließend. Im Bereich der Senio-
renpolitik gibt es noch viele Forderungen 
aus seniorenpolitischer Sicht. Gerade im 
Beamtenbereich und den unterschied-
lichen Regelungen, die durch den Föde-
ralismus bestehen, können zwangsläufig 
nur auf Länderebene eingefordert werden. 

Es kann nicht sein, dass die Versor-
gungsempfänger in den verschiedenen 
Bundesländern unterschiedlich behandelt 
werden. Dies wird in den nächsten Jahren 
einer der zentralen Aufgaben bundeswei-
ter GdP-Seniorenpolitik sein. 	 n

Ewald Gerk
stv. Bundesseniorenvorsitzender 
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Digitaler Impfpass

was kommt da auf uns zu?
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Immer öfter wird der aktuelle Impf-
status von uns Bürgern abgefragt. Be-
steht noch kein vollständiger Impfschutz, 
so benötigt man einen Nachweis über 
einen Schnelltest aus einem anerkannten 
Testcenter. 

Was ist aber, wenn ich meinen voll-
ständigen Impfschutz erreicht habe?

Muss ich mein altes, gebrauchtes 
„gelbes Papier-Heftchen“ (Internationale 
Bescheinigung über Impfungen und Impf-
buch gem. § 16 Bundes-Seuchengesetz) 
mitführen, obwohl meine  Anschrift noch 
eine vierstellige Postleitzahl hat und nicht 
mehr aktuell ist?

Alles neu macht der Mai… Das Eu-
ropaparlament und die Bundesregie-
rung haben sich für ein „Update“ bzgl. 
der stattgefundenen Corona-Impfungen, 
Corona-Genesungen und den sogenann-
ten „Freitestungen“ entschlossen. Mittels 
einer in der Entwicklung befindlichen App 
und einer Erweiterung der Corona-Warn-
App soll es künftig möglich sein, nachzu-
weisen, dass man „durchgeimpft, genesen 
oder getestet“ ist und somit nur noch ein 
geringes Ansteckungsrisiko von dieser 
Person ausgeht.

Welchen Vorteil hat der digitale 
Impfpass? 

Ein Vorteil ist sicherlich, dass man das 
„gelbe Impf-Heft“ (oder rote Impf-Heft 
aus der ehem. DDR) nicht mehr mitfüh-
ren braucht. Ein Verlust bedeutet viel De-
tektivarbeit, da die einzelnen Impfungen 
immer nur bei dem Impfarzt und nicht 
zentral gespeichert sind. Wer weiß schon, 
wann er wo von welchem Arzt, welche 
Impfung erhalten hat? Der digitale Impf-
pass befindet sich auf dem Mobiltele-
fon und das Original sicher zu Hause im 
Schrank.

Des Weiteren soll der digitale Impf-
pass fälschungssicherer sein als die Ein-
tragungen in das Impf-Heft. Im geplanten 
digitalen Impfpass wird im Speicher des 
Mobiltelefons ein QR-Code für die jewei-
lige Impfung/Immunisierung hinterlegt. 
Dieser QR-Code wird vom Impfzentrum, 
Arzt oder Apotheker erzeugt und enthält 
den Namen, das Geburtsdatum sowie den 
Impfstoff. Es handelt sich also eigentlich 
nur um einen digitalen Impfnachweis, 
der wahrscheinlich zeitlich begrenzt ist, 

um auch auf mögliche 
Impfauffrischungen re-
agieren zu können. Wie 
bereits erwähnt wird die 
App gerade entwickelt.

Besteht eine Impf-
App-Pflicht?

Nein, denn es ist le-
diglich ein zusätzliches 
Angebot an die Bürge-
rinnen und Bürger. Es 
reichen auch weiter-
hin der Impfpass, ein 
ärztliches Attest, ein 
schriftlicher oder digi-
taler Nachweis eines 
Testzentrums.

Wie funktioniert das mit dem digi-
talen Impfpass?

Wenn Sie zum Beispiel in die Gaststät-
te, ins Kino, Schwimmbad oder Theater 
möchten und man am Eingang nach sei-
nem Impfstatus gefragt wird, öffnet man 
seinen digitalen Impfpass und zeigt dem 
Kontrolleur den QR-Code. Dieser liest nun 
mit seinem Gerät den QR-Code, bekommt 
dann den Namen, das Geburtsdatum so-
wie den Impfstatus als Ampel. Grün soll 
dann für vollständig geimpft, genesen 
oder getestet stehen. Rot für das Gegen-
teil. D.h., dass bei noch nicht vollständig 
geimpften Personen ohne gültigen nega-
tiven Test die Ampel rot anzeigen würde. 

Allerdings benötigt man zusätzlich 
zum digitalen Impfpass noch ein amtli-
ches Dokument mit Lichtbild, sodass eine 
Identifizierung stattfinden kann.

Wie ändert sich der Status im digi-
talen Impfpass?  

Das soll auch über QR-Codes passie-
ren. Diese sollen dann mit dem digitalen 
Impfpass eingelesen werden. Es ist beab-
sichtigt, dass die Impfzentren den bereits 
geimpften Personen einen QR-Code mit 
der Post nach Hause schicken. Künftig sol-
len zu impfende Personen den QR-Code 
nach der letzten Impfung erhalten und die 
Ampel in der App nach 14 Tagen nach der 
Impfung auf „grün“ springen. Für genesene 
Personen ist geplant, dass der behandelnde 
Arzt einen QR-Code „ausstellt“. 

Zukünftig erhält eine getestete Person 
auch im Testzentrum einen QR-Code, der 
die Ampel umspringen lässt.

Wie sicher ist der digitale Impfpass?
Bei dem geplanten digitalen Impfpass 

soll es sich um eine App mit lokaler Abla-
ge handeln. D.h. die Daten befinden sich 
lediglich auf Ihrem Mobiltelefon und sie 
werden nicht über das Internet abgefragt 
oder verteilt.

Die Daten sollen durch eine App-in-
terne Verschlüsselung so sicher sein, dass 
eine Fälschung so gut wie ausgeschlossen 
ist.

Wenn Sie Ihr Mobiltelefon verlieren 
sollten, dann ist der Impfpass sowie die 
darin enthaltenen Daten so sicher, wie 
alle angelegten Apps auch. Aus diesem 
Grund wird empfohlen den digitalen 
Impfpass mit einem Fingerabdruck oder 
einem Code zu sichern.

Gilt der digitale Impfpass auch im 
Ausland? 

Der digitale Impfpass ist die deutsche 
Umsetzung der EU-Vorgaben. Er gilt eu-
ropaweit als Zertifikat für durchgeimpfte, 
genesene und frisch getestete Personen, 
um entsprechende Zugangs- und Reise-
rechte zu bekommen. Somit dürfte er in 
ganz Europa Anerkennung finden.

Für den Rest der Welt muss man wohl 
weiterhin seinen analogen gelben oder 
roten Impfpass mitnehmen.

Letztendlich bleibt abzuwarten, was 
die Entwicklung des digitalen Impfpasses 
mit sich bringt und welche Anwendun-
gen implementiert werden. Mit Sicherheit 
wird der digitale Impfpass auch ein Thema 
für die Polizei werden. (z.B. bei Kontrollen, 
Demonstrationen, Großveranstaltungen, 
etc.) Es bleibt spannend.	 n

BZG OH - MHM
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Chronik von Holger Bachmann

Die Geschichte der Fuldaer Polizei –  
„Die etwas andere Ermittlungsarbeit“

20 //

Osthessen – Recherche aus 130 
Jahren, über 3.000 Fotos und unzähl-
bare Stunden Arbeit: Mit Herzblut, Be-
harrlichkeit und Liebe zum Detail hat 
Holger Bachmann die Geschichte der 
Polizei Fulda auf 518 Seiten zusammen-
gebracht. Die Chronik ist ab sofort zum 
Kauf erhältlich. 

„Ich habe mich schon immer für Ge-
schichte interessiert“, so der pensionierte 
Kriminaloberrat, der mit eindrucksvollen 
Aufnahmen und Berichten viele Jahre 
zusammengetragen hat: „Für mich war 
das eine etwas andere Ermittlungsarbeit.“ 
Von den Anfängen der Hessischen Polizei, 
über die polizeiliche Entwicklung nach 
den Weltkriegen bis hin zur Gründung 
des Polizeipräsidiums Osthessen – die 
Chronik skizziert anschaulich fundamen-
tale Ereignisse der regionalen Polizeige-
schichte. Voller Stolz überreichte Bach-
mann die erste Ausgabe seiner Chronik 
an Polizeipräsident Günther Voß. „Holger 
Bachmann hat mit seiner Arbeit einen 
wichtigen Beitrag zur Dokumentation 
und Archivierung der Polizeientwicklung 
in Fulda geleistet“, sagt Voß anerkennend. 
Den 80. Geburtstag von Gero Kolter nahm 
er zum Anlass, um dem ersten Polizeiprä-
sidenten des Polizeipräsidiums Osthessen 
eine Ausgabe der Chronik persönlich zu 
überreichen.

Fotodokumentation - „Ein High-
light“

Es schreibt das Jahr 1947. In unregel-
mäßigen Abständen finden Überfälle auf 
Fernlastwagen, die aus Dänemark in Rich-
tung Schweiz unterwegs waren, statt. 
Vor allem im Bereich Hünfeld/Burghaun 
wurden die Fahrzeuge von Banden ma-
nipuliert, sodass sie in Höhe der Schwe-
denschanze mühelos ausgeraubt werden 
konnten. Durch den Anstieg der Straße 
schwangen die Türen der Lkw eigenstän-
dig auf. Die Täter sprangen auf – zu dem 
damaligen Zeitpunkt konnten beladene 
Lkw höchstens Schrittgeschwindigkeit 
fahren – und warfen die Ladung auf die 
Fahrbahn, wo sie von weiteren Banden-
mitgliedern eingesammelt wurden. „Zu-
sammen mit der Militärpolizei wurde nach 
dem Krieg die gesamte Strecke verpostet. 

So ist es gelungen, die Täter auf frischer 
Tat zu ertappen“, erklärt Bachmann. Von 
der Einsatzbesprechung bis hin zum Ab-
riegeln des Einsatzraums und schlussend-
lich der Festnahme – die gesamte Tat-
ausführung wurde in Fotos dokumentiert 
und festgehalten. Für Bachmann eines der 
Chronik-Highlights. 

„Zug um Zug“ zur Chronik
Bereits Mitte der 80er Jahre arbeite-

te Bachmann im Stadtarchiv Fulda und 

sammelte „Zug um Zug“ Material zur Ge-
schichte der Hessischen Polizei. „Die Do-
kumente der Polizei unterliegen allerdings 
einer anderen Aufbewahrungsvorschrift 
als zum Beispiel Daten von Gemeinden 
und Städten“, so Bachmann. 

Dass er anfänglich nicht zur Einsicht 
berechtigt war, hielt ihn von seinem Vor-
haben nicht ab. 

Für einen Zugang zum Staatsarchiv 
Marburg stellte er einen Antrag mit 
zwölfseitiger Begründung und wurde 
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nicht enttäuscht. So kamen am Ende rund 
32 Ordner Material zusammen.

Während seiner Tätigkeit als Poli-
zeibeamter blieb zur Chronikerstellung 
allerdings keine Zeit. Doch direkt nach 
seiner Pensionierung vor rund vier Jahren 
begann der Geschichts-Fan sich wieder 
in seine Sammlung einzulesen. So konn-
te Bachmann pünktlich zum 20-jährigen 
Jubiläum des Polizeipräsidiums Osthessen 
seine Chronik aus den Jahren 1871 bis 
2002 fertig stellen. 

Alle Infos zur Chronik
Die Chronik von Holger Bachmann ist 

erhältlich als: 
•	Soft-Cover (schwarz-weiß Druck, Fa-

denheftung, 518 Seiten) für 15 Euro
Kolleginnen und Kollegen, die Inter-

esse an einer Chronik haben,wenden sich 

bitte an ihre GdP-Kreisgruppenvorsitzen-
den. 

Über Holger Bachmann
Holger Bachmann ist ein Urgestein der 

Hessischen Polizei. 1970 startete er mit 16 
Jahren seine berufliche Karriere, wechsel-
te 1985 in seine Heimat nach Osthessen. 
„Ich habe alle Laufbahngruppen, die es 
bei der Hessischen Polizei gibt, durch-
laufen.“ Knapp 35 Jahre war Bachmann 
in verschiedenen Leitungsfunktionen der 
Schutz- und Kriminalpolizei tätig. 

Bachmann interessiert sich schon 
immer für Geschichte. „Wer die Vergan-
genheit nicht kennt, kann die Gegenwart 
nicht verstehen und die Zukunft nicht ge-
stalten“: Dieses Zitat von Helmut Kohl hat 
den Kriminaloberrat bis heute geprägt. So 
engagiert sich Bachmann seit vielen Jah-

ren im Heimatverein Künzell und brachte 
in diesem Zusammenhang bereits ver-
schiedene Publikationen heraus. 

n

Julissa Bär
Polizeipräsidium Osthessen
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Martin Fischer von der Kreisgruppe Vogelsberg in den Ruhestand 
verabschiedet

Manfred Schäfer – Verabschiedung eines langjährigen Personal-
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// aus der Bezirksgruppe //

Martin Fischer wurde im März im 
ganz kleinen Rahmen coronaconform von 
dem Leiter der PD Vogelsberg KD Blum in 
den Ruhestand verabschiedet. 

Er trat am 01.10.1981 seinen Dienst 
bei der V. HBPA Kassel an. Danach war er 
von 1984-1987 bei der III. HBPA Mühl-
heim. Von 1988-1993 wurde er als Ein-
satz- und Streifenbeamter und als Dienst-
gruppenleiter beim PP Frankfurt/Main und  
von 1993-1996 als Dienstgruppenleiter 
bei der PASt Langenselbold eingesetzt. 
Dann ging seine Reise endlich in den Vo-
gelsberg. Dort beginnt er seine Station 
1996-1998 bei der PD Lauterbach, PSt 
Lauterbach als Streifenbeamter u. V-DGL, 
1998-2000 bei der PD Lauterbach als Lei-
ter des Radartrupps der PSt Lauterbach, 
2001-2002 DVS als Leiter des Regionalen 
Verkehrsdienstes in Alsfeld, danach 2002-
2006 Sachbearbeiter für Verkehrsangele-
genheiten in der Führungsgruppe der PD 
Vogelsberg. 2007-2009 Leiter des Regi-

onalen Verkehrsdienstes 
Vogelsberg. Durch Um-
strukturierungen dann 
von 2009-2012 Sachbe-
arbeiter und stellvertr. 
Leiter beim RVD Vogels-
berg, wobei der Dienstort 
sich in 2011 von Alsfeld 
nach Lauterbach verlegt 
hat. In 2012 wurde Mar-
tin zum Leiter des Regi-
onalen Verkehrsdiens-
tes Vogelsberg und mit 
diesem Posten in 2021 
in den Ruhestand verab-
schiedet. 

In der GdP ist Martin seit 1989 als 
treues Mitglied und unterstützt uns in der 
Kreisgruppe, ob bei JHV oder Veranstal-
tungen jeglicher Art. Aktuell hat er das 
Amt des Kassenprüfers inne und wir hof-
fen, dass Martin uns auch weiterhin zur 
Seite steht. 

Martin wir wünschen Dir, Deiner Frau 
Susanne mit euren Kindern alles erdenk-
lich Gute und dass wir bald gemeinsam 
Unternehmungen planen können.	 n

KG Vogelsberg
Alexandra Stehr-Kröll

Unser langjähriges Personalratsmit-
glied, Manfred Schäfer, wurde Anfang 
2021 in den Ruhestand verabschiedet. 

Da er die letzten zwei Jahre Dienst beim 
Deutschen Sportkuratorium versah, wurde 
er gleichzeitig mit der Übergabe des Sport 
Kuratoriums an das Land Nordrhein-West-
falen von Innenminister Peter Beuth in den 
Ruhestand versetzt. Mit dem regulären 
Eintritt in den Ruhestand konnte Manfred 
natürlich auch nicht mehr Mitglied im neu 
zu wählenden Personalrat werden. Schade! 

– mit Manfred verlieren wir einen Vertre-
ter der Kriminalpolizei, der über viele Jahre 
zeigte, dass die GdP eine Gewerkschaft für 
alle Polizeibeschäftigten ist. 

Besonders sei erwähnt, dass Manfred 
maßgeblich beteiligt war, dass die Belas-
tungen durch die Rufbereitschaftsdiens-
te, neben dem täglichen Dienst, mehr als 
verdeutlicht wurden. Er selbst führte ei-
nen Musterprozess, mit Unterstützung der 
GdP, für die Vergütung und Anerkennung 
der Rufbereitschaftszeiten und war daher 
zu diesem Thema immer unser Ansprech-
partner im Gremium. Viele Schriftsätze, 
viele Termine und viele Telefonate mit dem 
Rechtsanwalt waren dafür notwendig. Für 
diese Vorreiterrolle sagen wir Dir ganz 
herzlich Danke. Nicht zuletzt hierdurch 
wurde dann im Polizeipräsidium Osthes-
sen ein Kriminaldauerdienst errichtet, der 
nun endlich die stark belastenden Rufbe-
reitschaftsdienste fast gänzlich wegfallen 
ließ und somit eine Entlastung für die Kol-
leginnen und Kollegen der Kriminalpolizei 
herbeiführte. 

Nun war es ja selbstverständlich, dass 
wir Manfred, nicht ohne Tschüss zu sagen, 
ziehen lassen wollten. Aufgrund der Co-
ronasituation fanden aber leider in dieser 
Zeit keine Präsenzsitzungen mehr statt 
und man hielt die Personalratssitzungen in 
Telefonschaltkonferenzen ab. Also war ein 
Treffen und ein standesgemäßer Abschied 
mit Manfred in bekannter Form nicht mög-
lich. Doch ganz ohne, ging es jedoch nicht. 
Deshalb besuchte der Personalratsvorsit-
zende Karsten Bech das Ehepaar Schäfer 
zu Hause und überbrachte im Auftrag des 
Personalrats coronakonform ein Präsent 
mit Grüßen aller Personalratsmitglieder 
und bedankte sich für die tolle gemeinsame 
Arbeit in den vergangenen Jahren. Karsten 
Bech verabschiedete sich bei Schäfers mit 
den Worten – bis zur nächsten GdP Veran-
staltung, sei es auf dem Motorrad oder im 
Bus auf der Fahrt zum Weihnachtsmarkt.

Lieber Manfred bleib gesund, Dir und 
Deinen Lieben alles Gute und genieße mit 
Deiner Familie nun den Ruhestand.	 n

BZG OH, KB
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Verabschiedung von Polizeioberrat Alfred Hau
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// aus der Bezirksgruppe //

Nach fast 45 Jahren wurde Poli-
zeioberrat Alfred Hau (Leiter Hessens 
größter Polizeistation) in den wohlver-
dienten Ruhestand verabschiedet.

1976 ist Alfred Hau in die Hessische 
Polizei eingetreten und startete damals 
als Polizeiwachtmeister seine Ausbildung. 
Zunächst war er bei der Hessischen Be-
reitschaftspolizei eingesetzt und bekam 
als Gruppenführer seine erste „Führungs-
funktion“. 

Nach der Bereitschaftspolizei wech-
selte er nach Hanau. In den nächsten 10 
Jahren war er an verschiedenen Stellen 
des heutigen PP Südosthessen tätig. Da-
nach ging er nach Kassel zum Studium 
und legte seine zweite Verwaltungsfach-
prüfung erfolgreich ab. 

Sein beruflicher Weg führte ihn nach 
dem Studium nach Frankfurt/M. und von 
dort schließlich nach Osthessen.

Seine erste Dienststelle war die Po-
lizeidirektion Hersfeld-Rotenburg, wo er 
seinen Dienst u.a. bei der AG Salz versah.   

Im Jahr 2002 bewarb er sich als Sach-
gebietsleiter zur Abteilung Einsatz (E21) 
nach Fulda. „…und dass, obwohl ich gar 
nicht wusste was da auf mich zukommt. 
Meine Frau bekräftigte mich darin, mich 
zu bewerben und so kam ich schließlich 
nach Fulda.“ 

In Fulda durchlief Alfred Hau die ver-
schiedensten Leitungsfunktionen, bis er 
schließlich 2015 mit Leitung der Polizei-
station Fulda beauftragt wurde.

Alfred Hau startete seine polizeiliche 
Karriere in der Besoldungsstufe A4 und 
wurde jetzt als Polizeioberrat (A14) verab-
schiedet. Bürgermeister Dr. Heiko Wingen-
feld hätte es, laut Polizeipräsidenten Voß, 
nicht besser auf den Punkt bringen können. 
In seinem Brief an Alfred Hau schrieb er: 
„Durch Ihr hohes Maß an Pflichtbewusst-
sein und Ihre Fachkompetenz, aber auch 
mit Ihrer sozialen Kompetenz 
und Ihrer Empathie ist es Ih-
nen gelungen, die Polizeiarbeit 
nicht nur nach außen bestens 
zu repräsentieren, sondern Sie 
waren auch… stets ein fairer 
und verständnisvoller Vorge-
setzter“

Zu Beginn seiner Verab-
schiedung wurde Alfred Hau 
mit einer Geschichte aus al-
ten Tagen konfrontiert, aber 
wie es sich für einen guten 
Schutzmann gehört, war 

er darauf vorbereitet. Diese Geschich-
ten haben vermutlich Generationen von 
Schutzleuten in Hanau gehört und sie 
wahrscheinlich noch beute hören, wenn 
sie zur Hochwasserstreife in der Bulau 
eingesetzt werden. Sehr souverän und mit 
seiner bekannten Frohnatur präsentierte 
Alfred Hau die entsprechenden Zeitungs-
ausschnitte die damals nicht nur in der 
örtlichen, sondern auch in der Landes-
presse zu finden waren.

Leider fand die Verabschiedung nur 
im kleinen Rahmen statt, aber durch die 
PD-Leiterin Brunner und dem neuen Leiter 
der PSt Fulda bekam Alfred Hau seine Ab-
schiedsgeschenke überreicht. Welch einen 
hohen Beliebtheitsgrad er bei den Bediens-
teten der PSt Fulda und der PD Fulda er 
hat, spiegelte sich in den Geschenken und 
der dafür aufgewandten Zeit wider. 

Alfred bleib gesund, pass auf dich auf 
und genieße deinen (Un-)Ruhestand.	 n

BZG OH, MM
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100% Einsatz verdienen 100% Einsatz

Verabschiedung Peter Schmidt – SBV des PP Osthessen

auftakt der Gdp-Aktion
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Am 25.05.2021 wurde Peter Schmidt 
(Abt. Zentrale Dienste) von Herrn Polizei-
präsidenten Günther Voß in den Ruhe-
stand verabschiedet. Die Verabschiedung 
fand Corona-bedingt im kleinen Rahmen 
statt.

Peter Schmidt begann seine Aus-
bildung 1971 bei der Hessischen Polizei 
und versah zunächst seinen Dienst beim 
Polizeipräsidium Frankfurt/M. Nach sechs 
Jahren kehrte er der Polizei den Rücken 
und orientierte er sich beruflich um. Bis in 
das Jahr 2006 arbeitete in verschiedenen 
Bereichen der freien Marktwirtschaft.

Durch seine Tätigkeit beim Freiwilli-
gen Polizeidienst in Alsfeld kam er wieder 
mit der Hessischen Polizei in Kontakt, wo 
er schließlich im Jahr 2006 als Tarifange-

stellter bei Z1 in Alsfeld wieder begann. 
Bis zu seinem Ruhestand arbeitete Peter 
Schmidt im Bereich Z1. Den Wechsel von 
Alsfeld nach Fulda hätte er nie bereut, so 
Schmidt bei seiner Verabschiedung. 

Im Nebenamt übt Peter Schmidt seit 
2009 die Funktion als Schwerbehinder-
tenvertreter aus und kümmerte sich um 
die Belange der Kolleginnen und Kollegen.

Zukünftig möchte er mehr Zeit auf 
dem Golfplatz verbringen, um sein Han-
dicap zu verbessern. Außerdem möchte 
er mit seiner Lebensgefährtin auf Reisen 
gehen und die gewonnene Freizeit genie-
ßen.

Wir wünschen Peter Schmidt für sei-
nen Ruhestand alles Gute.	 n

BZG OH, MM

// aus der Bezirksgruppe //

Ende April - Berlin. Mit einer Aktion 
vor dem Reichstag startete die GdP ihre 
bundesweite Wertschätzungskampagne. 
In Hessen das „heiße Wochenende“ vor 
den Personalratswahlen. Es fiel uns nicht 
leicht, diese tolle Kampagne “100% Ein-
satz verdienen 100% Einsatz“ den Perso-
nalratswahlen geschuldet aus der Ferne 
zu betrachten. Denn es haben auch zwei 
hessische Polizeibeschäftigte dieser Kam-
pagne Gesicht und Stimme verliehen. 

Wir haben uns auf den Weg gemacht, 
um in der Landeshauptstadt Wiesbaden 
die sechs Plakatierungen im öffentlichen 
Raum zu begutachten. Hoffen wir, dass 
auch die Öffentlichkeit unsere Forderun-
gen der Kampagne unterstützt. 

In vielen Bürgergesprächen haben wir 
bereits erlebt, dass sie eindrucksvoll hin-
ter den GdP-Forderungen und somit hin-
ter „ihrer Polizei“ stehen. 

Volles Verständnis bringen uns viele 
Bürgerinnen und Bürger entgegen, die 
wissen, dass sich die schwierige Situation 
der Polizei seit Beginn der Corona-Pande-
mie nochmals zugespitzt hat. Zu Beginn 
der Pandemie waren in vielen Städten die 

Balkone voll mit dankbaren Menschen, 
die den Helden der Corona-Pandemie ap-
plaudierten. Allerdings haben wir mehr 
als Beifall, warme Worte und eine wort-
reiche Anerkennung verdient! 

Leider müssen wir feststellen, dass 
zwischen den Ansprachen und dem Reden 
etlicher politisch Verantwortlicher eine 
große Lücke klafft!  Für die Unterstützung 
unserer Forderungen, wie beispielsweise 
der notwendigen finanziellen Verbesse-
rungen in polizeilichen Infrastrukturen, 
Technik, Liegenschaften, Ausstattung, 
Ausrüstung und natürlich in die Men-
schen, erhalten wir aus dem politischen 
Raum mehr Ausreden als Umsetzungsvor-
schläge! 

Es wird weiterhin schwierig, perso-
nelle Zuwächse an der Basis zu erkennen. 
Vielen unserer Tarifbeschäftigten, die 
höherwertige Tätigkeiten wahrnehmen, 
müssen endlich Höhergruppierungen an-
geboten werden. Das geht nur mit an-
gepassten Arbeitsplatzbeschreibungen! 
Hier muss der Gesetzgeber dringend 
notwendige Stellenwertigkeiten zur Ver-
fügung stellen.    Insbesondere nach den 

Dauerbelastungen 2020, bedarf es eines 
Kassensturzes! Manche Volksvertreter aus 
dem politischen Raum versuchen, berech-
tigte GdP-Forderungen dadurch zu ent-
kräften, indem sie darauf verweisen, dass 
wir einen sicheren, unkündbaren Arbeits-
platz hätten. Dass man „sicher“ so oder so 
verstehen kann, wird allerdings greifbarer, 
wenn Angriffe auf unsere Beschäftigten 
gelistet werden: Seit Beginn der Pande-
mie vor mehr als einem Jahr stiegen die 
Attacken alarmierend weiter an. Das BKA 
erfasste allein 2020 fast 82.500 vollen-
dete Straftaten gegen Polizist/innen, ein 
Anstieg um 5,7 Prozent gegenüber 2019. 
Täglich werden im Schnitt 225 Beschäf-
tigte Opfer von Gewalt. Es sind die Poli-
zeibeschäftigten, die unsere Freiheit und 
Demokratie, teils mit dem Einsatz ihres 
Lebens verteidigen! 

Wir möchten euch auf der folgenden 
Seite mehr über unsere Kampagne erzäh-
len. Beide Protagonisten aus der BZG West-
hessen haben sich im Ehrenamt dafür en-
gagiert. Unterstützt diese Kampagne und 
werbt dafür, wo immer es geht.               

Jens Mohrherr
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zwei mitglieder der bzg westhessen als gesichter der kampagne

100 für 100 - ein „making-of“ aus berlin
Am 29. April startete die neue, bun-
desweite GdP-Kampagne „100% 
Einsatz verdienen 100% Einsatz.“ 
Die Kampagne setzt sich gegenüber 
Politik und Gesellschaft für bessere 
Bedingungen und mehr Wertschät-
zung aller Polizeibeschäftigten ein.
Doch bevor es soweit war, stand 
zunächst die Idee. Danach kam die 
Umsetzung bis hin zum Start. 

Der Bewerbungsaufruf des Bun-
desvorstandes erreichte uns im 
September. Gesucht wurden Poli-
zeibeschäftigte aus allen Bereichen 
unserer Gemeinschaft.

Es sollten bei einem eintägigen Ter-
min in Berlin Foto- und Videoaufnahmen 
für die Kampagne gefertigt werden.

Die Frage hatte sich nie gestellt, ob 
Eva und Peter gern dabei sein würden. 

Na klar!
Also ab mit der Bewerbung und: Kurz 

nach Ende der Frist kam auch schon der 
Anruf aus Berlin. „Ihr seid dabei!“

Alles war sehr gut organisiert, 
von der Anreise über das Hotel bis hin 
zum Foto-Studio. 

Natürlich gab es im Vorfeld auch ge-
naue „Model-Anweisungen“, ein Friseur-
Besuch war ebenso obligatorisch wie das 
gewissenhafte Auswählen und die Begut-
achtung der Bekleidung. Nur nichts ver-
gessen!

Ein wenig aufgeregt trafen wir uns 
dann mit weiteren Kolleg:innen aus Ba-
den-Württemberg, Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen pünktlich um 9 Uhr 
zum Shooting. Das war sozusagen der 
erste Durchgang, weitere folgten im Lau-
fe des Tages. Nach einer herzlichen Be-

grüßung gab es erste Gespräche über den 
Ablauf der Aufnahmen. 

Danach ging es zu einer professionel-
len Maskenbildnerin – sicher für den ei-
nen oder die andere eine neue aber sicher 
nicht unangenehme Erfahrung.

Und wenn wir es nicht erlebt hätten 
– man glaubt kaum, wie lange es für ein 
gutes Foto braucht. So war aber in der 
Zwischenzeit für alle anderen Zeit, sich 
über diverse Dinge auszutauschen. Ohne 
Föderalismus hätte man sich sicher nicht 
so viel zu erzählen.

Die Videoaufnahmen verlangten uns 
dann doch einige Konzentration und 
Durchhaltevermögen ab. Ein Versprecher 

am Ende eines Statements kann schon 
sehr ärgerlich sein. 

Dies ist allerdings nicht verwunder-
lich, wenn der Fokus von mindestens fünf 
Personen (Kameramann, Interviewpart-
ner, Regisseurin, Beleuchter pp.) auf einen 
gerichtet ist.

Gegen Mittag, die nächsten Kolleg:innen 
warteten schon, hatten wir alles im Kasten 
und nicht nur wir, sondern das ganze Team 
war zufrieden mit der Arbeit.

Wir standen nicht nur zu 100% vor 
der Kamera, sondern ebenso hinter der 
Kampagne und sind ein wenig stolz, unser 
Bundesland vertreten zu haben.             

Peter Vitze
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Corona-infektion ein Dienst-/arbeitsunfall?
die antwort des hessischen innenministers an die gdp hessen

Bundesweit gibt es Diskussionen um 
das Thema. Was geschieht, wenn 
ein Polizeibeschäftigter sich infi-
ziert? Wie ist der Bezug zum Dienst 
herstellbar und wie gestaltet sich 
die rechtliche Nachweispflicht? Ab-
lehnende Bescheide gibt es auch in 
Hessen bereits. Die GdP begleitet dies 
in Vertretung eines Mitglieds zu Ge-
richt. An dieser Stelle möchten wir 
die Antwort unseres Innenministers 
abdrucken, die uns am 18. April 2021 
erreicht hat.

„Sehr geehrter Herr Mohrherr,
bezugnehmend auf die o.g. Schreiben 

lhres Vorgängers als Landesvorsitzender 
der GdP Hessen, Herrn Andreas Grün, be-
treffend eine Anpassung des Beamtenver-
sorgungsrechts darf ich lhnen wie folgt 
antworten:

Es ist zutreffend, dass die Gesundheit 
der Polizeibediensteten für mich als ln-
nenminister höchste Priorität hat. Daher 
wurde seitens des Landespolizeipräsidi-
ums im Kontext mit der Pandemie schnell 
und umfassend eine Vielzahl an Maßnah-
men getroffen, um im Sinne eines opti-
malen Arbeitsschutzes die Gesundheit 
aller Bediensteten der hessischen Polizei 
bestmöglich zu schützen. Erfreulicher-
weise waren diese Schutzmaßnahmen er-
folgreich und haben einen großflächigen 
Ausbruch der Pandemie in den Dienststel-
len selbst angesichts der Großlagen, die 
zu bewältigen waren, verhindert.

Für die lnitiative der GdP gegenüber 
den lnnenministerinnen und lnnenminis-
tern der Länder sowie den Landesgruppen 
der demokratischen Parteien danke ich 
lhnen. 

Der stellvertretende Bundesvorsitzen-
de der GdP hat diesbezüglich ebenfalls 
ein Schreiben an den Vorsitzenden der 
Ständigen Konferenz der lnnenminister 
und -senatoren übersandt, welche sich 
der Thematik angenommen hat. Eine Be-
fassung mit lhrer lnitiative wird somit ge-
währleistet. 

ln die Erwägungen werden dabei ne-
ben dem Fürsorgegedanken auch Haf-
tungs- und Haushaltsfolgen für die Län-
der einzubeziehen sein. 

Wie lhnen bekannt ist, hat letztlich 
der jeweilige Gesetzgeber über eine Än-
derung der Gesetze zu entscheiden. 

Die von der GdP durch die Gesetzes-
änderung angestrebte Erleichterung des 
Nachweises einer lnfektion im Dienst 
wurde für die Polizei in Hessen für ge-
schlossene Einsätze allerdings bereits 
umgesetzt.

Für besondere Einsatzrisiken bei ge-
schlossenen Einsätzen wurde mit Erlass 
vom 30. September 2020, der in der Anla-
ge beigefügt ist, ausdrücklich festgelegt, 
dass es insbesondere bei infektionsrele-
vanten Kontakten zu Nachweiserleichte-
rungen hinsichtlich der Frage der Dienst-
bezogenheit kommen kann. 

Dies ist insbesondere der Fall bei An-
griffshandlungen durch mit Covid-19 
infizierte Personen, wie z.B. Anhusten 
oder Anspucken. Für die Feststellung der 
Dienstbezogenheit der lnfektion kann es 
ausreichen, dass eine lnfektion im Dienst 
überwiegend wahrscheinlich ist. 

Anders als in sonstigen Fällen muss 
eine lnfektion außerhalb des Dienstes, 
etwa im privaten Umfeld, dann nicht 
gänzlich ausgeschlossen sein. Eine ent-
sprechende Auslegung ist auch außerhalb 
geschlossener Einsätze möglich, wenn 
eine vergleichbare Risikosituation be-
steht. Damit wird dem Fürsorgegedanken 
unter Berücksichtigung der besonderen 
Risiken der Beamtinnen und Beamten 
zielgenau Rechnung getragen.

Hinzu tritt die Möglichkeit der An-
erkennung als Berufskrankheit. Diese 
ist aufgrund einer einzelfallbezogenen 
Prüfung immer dann möglich, wenn die 
dienstlichen Verrichtungen regelhaft auf-
grund der Art der Tätigkeit und der Kon-
takthäufigkeit ein lnfektionsrisiko bergen, 
das z.B. dem vom medizinischen Personal 
vergleichbar ist. 

Das wird jedoch im Polizeivollzugs-
dienst nur ausnahmsweise der Fall sein, 
beispielsweise, wenn es im dienstlichen 
Umfeld eine größere Anzahl von lnfekti-
onen gegeben hat und konkrete, die ln-
fektion begünstigende Bedingungen bei 
den Beamtinnen und Beamten vorgelegen 
haben. 

Mit den genannten Regelun-
gen unterscheidet sich die die hiesige 
Rechtsauffassung im Ergebnis nicht ent-
scheidend von der Rechtsanwendung in 
Schleswig-Holstein. 

Die Nachweiserleichterungen können, 
wie bereits ausgeführt, auch außerhalb 

der Einsatzlagen zur Anwendung kom-
men, sofern die Risikosituation vergleich-
bar ist. Sollte es darüber hinaus im unmit-
telbaren Dienstumfeld zu einer größeren 
Anzahl von lnfektionen kommen, können 
hier entstandene Infektionen im Einzelfall 
über eine Anerkennung als Berufskrank-
heit gehandhabt werden. 

Damit können in Hessen im Bewusst-
sein der besonderen Fürsorgepflicht glei-
chermaßen Auslegungen zur Anwendung 
kommen, die den besonderen Risiken der 
Beamtinnen und Beamten angemessen 
begegnen.

Die erbetene Ruhendstellung von Ver-
fahren zur Anerkennung einer Corona-
lnfektion als Dienstunfall kann ich leider 
nicht veranlassen, da es sich bei den hier 
ausstehenden Bescheidungen um Einzel-
fallentscheidungen handelt. 

Diese sind jeweils auf Grundlage des 
Hessischen Beamtenversorgungsgesetzes 
und unter Würdigung des jeweiligen zu-
grundeliegenden Sachverhalts zu beurtei-
len“.                                                       

// aus dem Landesbezirk //
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